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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

RESOLUTION
DER MITGLIEDSLÄNDER DER ARGE ALP
ZUR REGIERUNGSKONFERENZ 2004

Die Arbeitsgemeinschaft Alpenländer - Arge Alp ist ein Zusammenschluss von 11 Regionen, die allesamt über Gesetzgebungsbefugnisse verfügen. Als legislative Regionen sind die Arge Alp-Mitglieder von den Entwicklungen auf europäischer Ebene in besonderer Weise betroffen: Je dichter nämlich das Netz der Integration geknüpft wird, um so mehr fallen Entscheidungen, die sich auch auf die Arge Alp auswirken und von deren Mitgliedern umzusetzen sind, in Brüssel. 

Aus diesem Grund hat die Arge Alp bei ihrer letzten Konferenz der Regierungschefs im Juni 2002 ihre Forderungen an den Europäischen Konvent formuliert. Vor dem Hintergrund dieser Forderungen und des nunmehr vorliegenden, vom Konvent erarbeiteten Entwurfs eines Verfassungsvertrages präsentiert die Arge Alp mit der vorliegenden Resolution ihre Vorschläge und Anliegen für die kommende Regierungskonferenz. 

1. Anerkennung der Rolle der Regionen

Mit dem vom Konvent vorgelegten Verfassungsvertrag wird die Rolle der Regionen im euro​päischen Gefüge ausdrücklich anerkannt. Dies werten die Mitgliedsländer der Arge Alp als aus regionaler Sicht sehr positive Entwicklung. Sie begrüßen die ausdrückliche Erwähnung der Regionen und lokalen Gebietskörperschaften, die von der Europäischen Union respektiert werden müssen, die Einbeziehung der regionalen und lokalen Ebene in die Subsidiaritätsprüfung, die den nationalen Parlamenten eingeräumte Möglichkeit, die Regionalparlamente mit Legislativkompetenzen an der Subsidiaritätsprüfung zu beteiligen und das Bekenntnis, dass die Europäische Kommission alle von ihren Rechtsakten betroffenen Gebietskörperschaften konsultieren und erstmals auch administrative und finanzielle Auswirkungen auf diese Gebietskörperschaften berücksichtigen muss sowie die ausdrückliche Erwähnung der Minderheitensprachen als Ausdruck der kulturellen Vielfalt in Europa.

2. Neuordnung der Kompetenzen

Es ist ein wichtiges Anliegen der Mitgliedsländer der Arge Alp, dass die Bürgerinnen und Bürger die Zuständigkeiten für politisches Handeln klar der lokalen, regionalen, nationalen oder EU-Ebene zuordnen können. Dazu ist eine nachvollziehbare und transparente Kompetenzordnung erforderlich.

Der Verfassungsvertrag setzt einen ersten Schritt in diese Richtung. Es werden drei Kompe​tenzkategorien – ausschließliche und geteilte Zuständigkeiten sowie Unterstützungs-, Ko​ordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen – geschaffen, die EU-Zuständigkeiten jeweils einer Kategorie zugeordnet und die in der jeweiligen Kompetenzkategorie erlaubten EU-Handlungen definiert.

Um den Auftrag des Europäischen Rates von Laeken für eine bessere Aufteilung und Festlegung der Zuständigkeiten in der Europäischen Union tatsächlich zu erfüllen, sind aus Sicht der Mitgliedsländer der Arge Alp folgende weitere Punkte essenziell:

Die im Verfassungsvertrag enthaltene Aufgabenzuweisung, wonach die Europäische Union dafür zuständig ist, die den Unionszielen dienende Politik der Mitgliedstaaten zu koordinieren, ist mit der Arge Alp-Position zur Kompetenzordnung nicht vereinbar und daher zu streichen. Da die Ziele der Union sehr weit gefasst sind, würde dies bedeuten, dass die Europäische Union über eine umfassende Koordinierungskompetenz in Angelegenheiten der Mitgliedstaaten und Regionen verfügt.

Die Binnenmarktklausel ist zu präzisieren. Nur Maßnahmen, die primär und unmittelbar die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben, sollen zulässig sein. Damit kann verhindert werden, dass die derzeit auf dieser Rechtsgrundlage stattfindende schleichende sekundärrechtliche Kompetenzausweitung zu Lasten unter anderem der Regionen weitergeführt wird.

Als Kompetenzgrundlage für unvorhergesehene Fälle wird der derzeitige Artikel 308 EGV als Flexibilitätsklausel beibehalten. Dieser erlaubt ein Handeln der Union, auch wenn die dafür erforderlichen Befugnisse im Verfassungsvertrag nicht vorgesehen sind, sofern ein Tätigwerden der Union zur Verwirklichung eines ihrer Ziele erforderlich ist. Damit trotz Flexibilitätsklausel eine klare Kompetenzordnung beibehalten wird, ist es erforderlich, die auf dieser Rechtsgrundlage erlassenen Rechtsakte zu befristen. Auch soll im Gesetzgebungsverfahren auf Basis der Flexibilitätsklausel die Anhörung des Ausschusses der Regionen verpflichtend verankert werden, zumal nicht auszuschließen ist, dass in diesem Rahmen beschlossene Rechtsakte regionale bzw. lokale Interessen berühren.

Die eindeutige Verbindung der Kompetenzbereiche mit der zulässigen Handlungsform ist eine wesentliche Forderung der gesetzgebenden Regionen. Im vorliegenden Verfassungsvertrag erfolgt aber in vielen Kompetenzbereichen keine klare Festlegung auf den zulässigen Rechtsakt. Vielmehr wird oft sowohl das Europäische Gesetz als auch das Europäische Rahmengesetz als zulässige Handlungsform angegeben. Dies ist bedauerlich, da damit die zulässige Eingriffsintensität der Europäischen Union in die nationalen und regionalen Zuständigkeiten nicht bestimmt werden kann. Gerade im Bereich der geteilten Zuständigkeiten sollte sich das Unionshandeln auf Rahmengesetze beschränken.

Eine im Verfassungsvertrag vorgesehene Koordinierungskompetenz der Europäischen Union im Bereich der Sozialpolitik lehnen die Arge Alp-Mitglieder ab. Sozialpolitik spiegelt die traditionelle Vielfalt der sozialen Systeme wider und muss sich an den jeweiligen Volkswirt​schaften orientieren. Ebenso sind sie der Ansicht, dass der Abschluss von internationalen Abkommen im Bereich des Handels mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen, Dienstleistungen im Bereich Bildung, Soziales und Gesundheitswesen nicht in die aus​schließliche Unionskompetenz fallen, sondern durch die Union und die Mitgliedstaaten ge​meinsam erfolgen soll.

3. Sicherstellung der Einhaltung von Subsidiaritätsprinzip und Kompetenzordnung

Wie bereits eingangs festgehalten, bringt der Verfassungsvertrag gerade im Bereich der Subsidiaritätsprüfung bedeutende Fortschritte aus regionaler Sicht. Das Klagerecht der zweiten Kammern wegen Verletzung des Subsidiaritätsprinzips wird ausdrücklich als ein großer Gewinn begrüßt.

Wünschenswert bleiben daneben die Verankerung des vielfach geforderten Klagerechts der Regionen mit Gesetzgebungsbefugnis im Subsidiaritätsprotokoll und ebenso die Vervoll​ständigung der Zuständigkeit der gesetzgebenden Regionen für die Umsetzung und Anwen​dung von Gemeinschaftsrecht durch die Möglichkeit zur eigenständigen Verteidigung ihrer Rechte. Dazu wäre der Europäische Gerichtshof für Nichtigkeitsklagen von Regionen zuständig zu machen, und zwar wenn bzw. soweit diese vom Mitgliedstaat als klageberechtigt notifiziert worden sind.

4. Weiterentwicklung des Ausschusses der Regionen

Die Mitgliedsländer der Arge Alp begrüßen die Aufwertung des Ausschusses der Regionen durch die Einräumung eines Klagerechts wegen Subsidiaritätsverletzung. Sie bedauern allerdings, dass dem Ausschuss der Regionen weiterhin keine Organstellung zuerkannt wird.

Der Ausschuss der Regionen soll ein Rat der Regionen mit größerer politischer Bedeutung werden, der als Hauptgarant für das Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip über eine ex-ante und eine ex-post Kontrolle verfügen muss. 

Der Ausschuss der Regionen soll über ein Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof zum Schutz seiner Rechte auf obligatorische Anhörung verfügen.

Der Ausschuss der Regionen soll Organstellung erhalten und mit der Europäischen Kommission bei der Entwicklung der Governance mit dem Ziel zusammenarbeiten, die direkte Einbeziehung der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in die Gesetzgebungsaktivitäten der Union sicherzustellen.

Die vom Ausschuss der Regionen abgegebenen Stellungnahmen sollen für Bereiche, die stark raumwirksam sind, wie die Verkehrspolitik, die Regionalentwicklung und die interregionale Zusammenarbeit, verpflichtend sein. Der Ausschuss der Regionen soll in diesen Bereichen auch ein Vetorecht mit suspensiver Wirkung haben.

Nicht akzeptabel ist der Vorschlag, dass die Zusammensetzung des Ausschusses der Regionen auf Vorschlag der Europäischen Kommission überprüft werden können soll. Im Sinn der Autonomie eines politischen Gremiums ist es dem Ausschuss der Regionen bzw. den Mitgliedstaaten zu überlassen, dem Rat Vorschläge für seine Zusammensetzung zu erstatten.

5. Absicherung der Daseinsvorsorge

Die Kommunen und Regionen Europas erfüllen mit den Leistungen der Daseinsvorsorge eine wichtige öffentliche Aufgabe. Es ist im Verfassungsvertrag eindeutig klarzustellen, dass die EU keine Kompetenz zur Bestimmung der Ausgestaltung solcher Leistungen hat. Diese unterliegen lediglich der Wettbewerbskontrolle der EU, soweit der Binnenmarkt primär und unmittelbar betroffen ist. Darauf zu achten ist weiters, der gesundheitlichen und der sozialen Daseinsvorsorge Vorrang vor marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten einzuräumen.

6. Grenzüberschreitende und interregionale Zusammenarbeit

Schon seit längerer Zeit wird der innere Zusammenhalt der Union durch grenzüberschreitende und interregionale Zusammenarbeit gefördert. Vor diesem Hintergrund ist die Aufnahme einer Zielbestimmung in den Verfassungsvertrag angebracht, mit der die grenzüberschreitende und interregionale Zusammenarbeit zu einem ausdrücklichen Anliegen der Europäischen Union gemacht wird.

Abschließend betonen die Mitgliedsländer der Arge Alp, dass sie das im Verfassungsvertrag vorgesehene Ratifikationserfordernis für die Änderung aller vier Verfassungsvertragsteile begrüßen. 

PAGE  
2

